Rede zur Vorlage „Familien- und Erziehungsberatung“ –             Erhard Zachertz
(Es gilt das gesprochene Wort)

Anrede

Mit dieser Vorlage des Kreisausschusses sollen die bisherigen Beratungsstellen in Pfungstadt und Groß-Umstadt durch  eine dritte ergänzt werden. Gleichzeitig soll aber auch die Zusammenarbeit und Kommunikation zwischen den drei Beratungsstellen und den Angeboten anderer Träger auf diesem Gebiet verbessert werden. Diese Intention kann man aus der Begründung herauslesen ohne dass es klar wird warum das bisher nicht geschehen ist. Aus dieser Begründung lese ich eher, dass diese angestrebte Zusammenarbeit bisher nicht erfolgte. Es besteht aus meiner Sicht sogar die Möglichkeit, dass sowohl die beiden kreiseigenen Beratungsstellen als auch die Beratungsstellen der anderen Träger gegeneinander gearbeitet haben.

Die CDU-Fraktion begrüßt die Abrundung des Beratungsangebotes. Sie ist erfreut, dass durch den KA dieser Vorstoß gemacht wird. Damit wird ein langjähriges Streben meiner Fraktion auf ein Niveau gehoben, dass vielleicht Vorbildfunktion für andere Kommunen haben kann. Ich erinnere mich noch gut daran, wie hoch der Widerstand, der regierenden Fraktionen gegen die Beratungsstelle die zweite Beratungsstelle in vorletzten und letzten Legislaturperiode war. Die in der Begründung angeführten Zahlen sprechen eine andere Sprache. Erschreckend sind die Zahlen von Beratungen im Versuch mit der Beratung über Computer. Leider sind in unserer heutigen Gesellschaft immer mehr Familien und Kinder auf diese staatliche Hilfe angewiesen, um ein Zusammenleben sicher zu stellen.
Wir begrüßen die Überlegungen, wie sie in der Begründung angeführt sind, dass jede staatliche Beratungsstelle eine Schwerpunktaufgabe wahrnimmt. Damit wird eine höhere Kompetenz erreicht. Gleichzeitig können alle Beteiligten in diesem Gesamtsystem von Beratungsangeboten profitieren. 
Weiterhin sollen die Beratungsangebote zwischen den staatlichen und den freien Trägern koordiniert werden. Dies ist sicher sinnvoll und wird möglicherweise Doppelangebote verringern. Ich hoffe nur, dass damit keine weitere Bürokratie aufgebaut wird und die freien Träger sich dann aus der Zusammenarbeit  zurückziehen.

Die CDU – Fraktion begrüßt diese Vorlage und wird ihr zustimmen. Wir erwarten allerdings, dass ein Konzept auf  der Grundlage des Eckwertepapiers unverzüglich dem Kreistag vorgelegt wird. Wir gehen davon aus, dass die notwendigen Stellen gemäß den Auflagen des Regeierungspräsidiums zur Genehmigung des Wirtschaftsplanes 2008 geschaffen werden.

Der Antrag der FDP stellt in seiner Intention die Städte und Gemeinden vor Probleme. Nicht jede hat die personelle Kompetenz  um diese Aufgabe zu erfüllen. Es ist sicher in Teilen für die größeren Städte möglich. Aber gerade die kleineren Gemeinden werden vor Hindernisse gestellt, die sie auch in Zusammenarbeit nicht leisten können. Deshalb werden wir dem Antrag nicht zustimmen.
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